






 59 

 

 

Treibnetze bestehen aus einer Wand aus miteinander verbundenen Netzen, die oben 
an einem mit Schwimmern versehenen "Kopftau" und unten an einem mit Gewichten 
beschwerten "Grundtau" angeschlagen sind und dadurch mehr oder weniger 
senkrecht im Wasser hängen. Die Netze treiben mit dem Strom, in der Regel in der 
Nähe der Oberfläche oder in der mittleren Wasserschicht, und fangen die Fische an 
ihren Kiemen, wenn diese ins Netz schwimmen. Treibnetze können am Boot befestigt 
sein oder frei treiben und später eingeholt werden. 

 

Eine Grundlangleine besteht aus einer langen Hauptleine und mehreren gleichmäßig 
verteilten Nebenleinen ("Mundschnüre"), die an den Enden mit Haken versehen sind. 
Sie kann entweder in der Nähe des Meeresbodens oder – was seltener vorkommt – in 
der mittleren Wasserschicht oder nahe der Wasseroberfläche ausgebracht werden. 
Ihre Länge kann von einigen Hundert Metern in der Küstenfischerei bis zu mehr als 
50 Kilometern in der industriellen Großfischerei reichen. Im Falle einer treibenden 
Langleine wird die Hauptleine nahe der Wasseroberfläche oder mit gleichmäßig 
verteilten Schwimmern in einer bestimmten Tiefe gehalten.  
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Anhang II — Ausgewählte Meeresschutzgebiete 
Meeresunterregionen: Golf von Biskaya und Iberische Küste (BIK); Makaronesien (MAK); 
westliches Mittelmeer (WM) 
Jahr: Jahr, in dem vorgeschlagen wurde, die Region als Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung einzustufen 

SPANIEN 
Natura-2000-Meeresschutzgebiet Unterregion Jahr Meeresgebiet 

(ha) 
ES1200055 Cabo Busto-Luanco BIK 2004 7 712 
ES1110006 Complexo húmido de Corrubedo BIK 1997 7 410 
ES6200048 Valles submarinos del Escarpe de 

Mazarrón 
WM 2000 154 082 

ES0000020 Delta de l'Ebre WM 2006 35 972 
ES7020017 Franja marina Teno-Rasca MAK (Kanarische 

Inseln) 
1999 69 490 

FRANKREICH 
Natura-2000-Meeresschutzgebiet Unterregion Jahr Meeresgebiet 

(ha) 
FR5400469 Pertuis Charentais BIK 1999 456 027 
FR7200811 Panache de la Gironde et plateau 

rocheux de Cordouan (Système Pertuis-
Gironde) 

BIK 2008 95 256 

FR9402013 Plateau du Cap Corse WM 2008 178 265 
FR9301613 Rade d’Hyères WM 2002 44 958 
FR9301602 Calanques et îles marseillaises, Cap 

Canaille et massif du Grand Caunet 
WM 2003 39 512 

ITALIEN 
Natura-2000-Meeresschutzgebiet Unterregion Jahr Meeresgebiet 

(ha) 
IT5160002 Isola di Gorgona – area terrestre e 

marina 
WM 1995 14 611 

ITB010082 Isola dell'Asinara WM 2002 11 862 
IT5160018 Secche della Meloria WM 2011 8 727 
ITA010026 Fondali dell'isola dello Stagnone di 

Marsala 
WM 1995 3 442 

IT1344270 Fondali Punta Mesco – Rio Maggiore WM 1995 546 
IT1332674 Fondali Monte Portofino WM 1995 544 
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PORTUGAL 
Natura-2000-Meeresschutzgebiet Unterregion Jahr Meeresgebiet 

(ha) 
PTCON0062 Banco Gorringe BIK 2015 2 292 778 
PTCON0012 Costa Sudoeste BIK 1997 163 870 
PTCON0056 Peniche /Stª Cruz BIK 1998 5 474 
PTDES0001 Ilhas Desertas MAK (Madeira) 1995 10 060 
PTMIG0021 Reserva Natural Marinha do Banco D. 

João de Castro (Canal Terceira – S. 
Miguel) 

MAK (Azoren) 1997 1 648 
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Abkürzungen und Akronyme 
AEUV: Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

AWZ: Ausschließliche Wirtschaftszone 

EMFF: Europäischer Meeres- und Fischereifonds 

EU: Europäische Union 

EUA: Europäische Umweltagentur 

FAO: UN Food and Agriculture Organization (Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen) 

GFCM: General Fisheries Commission for the Mediterranean (Allgemeine Kommission 
für die Fischerei im Mittelmeer) 

GFP: Gemeinsame Fischereipolitik 

ICES: International Council for the Exploration of the Sea (Internationaler Rat für 
Meeresforschung) 

IUCN: International Union for Conservation of Nature (Weltnaturschutzunion) 

MSY: Maximum Sustainable Yield (höchstmöglicher Dauerertrag) 

NEAFC: North East Atlantic Fisheries Commission (Fischereikommission für den 
Nordostatlantik) 

RFO: Regionale Fischereiorganisationen 

STECF: Scientific, Technical and Economic Committee for Fisheries (Wissenschafts-, 
Technik- und Wirtschaftsausschuss für die Fischerei) 

UN: Vereinte Nationen 
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Glossar 
Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ): Meeresgebiet unmittelbar außerhalb der 
Hoheitsgewässer eines Küstenstaats, in dem dieser Staat gemäß dem 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen bestimmte Rechte und Pflichten 
hat.  

Bestandsbiomasse: Das Gesamtgewicht aller einzelnen fortpflanzungsfähigen Fische 
eines Bestands.  

Biologischer Bestand: Gruppe von Lebewesen, die einer Art innerhalb eines 
bestimmten Gebiets angehören.  

EMFF: seit 2014 das Finanzierungsinstrument der EU für die Meeres- und 
Fischereipolitik. 

Fischereiaufwand: Messgröße für die fischereiliche Tätigkeit, bei der die Kapazität 
eines Fischereifahrzeugs oder einer Fischereiflotte und die Anzahl der Fangtage 
berücksichtigt werden. 

Fischereiaufwandsregelung: Ansatz zur Bewirtschaftung der Fischbestände durch die 
Begrenzung des Fischereiaufwands. 

Grundfische: Fischarten oder Gruppen von Fischen, die den größten Teil ihres Lebens 
auf oder in der Nähe des Meeresbodens leben. 

Höchstmöglicher Dauerertrag (Maximum Sustainable Yield, MSY): Höchstmenge an 
Fisch, die unter den bestehenden Bedingungen kontinuierlich gefangen werden kann, 
ohne dass der Bestand erschöpft wird. 

Interreg: Reihe von Programmen, die aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung finanziert werden und die grenzübergreifende Zusammenarbeit durch 
Projektfinanzierungen unterstützen. Ziel ist es, gemeinsame Herausforderungen 
gemeinsam anzugehen und gemeinsame Lösungen in verschiedenen Bereichen, 
einschließlich der Umwelt, zu finden.  

LIFE: seit 1992 das Finanzierungsinstrument der EU für die Umwelt und den 
Klimaschutz. 

Meeresschutzgebiet: Meeresgebiet, das per Gesetz oder anderweitig ausgewiesen 
wurde, um die biologische Vielfalt, die natürlichen Ressourcen und die Stätten des 
kulturellen Erbes zu schützen und zu erhalten.  
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Ökosystemansatz im Fischereimanagement: integrierter Ansatz, bei dem das gesamte 
Ökosystem berücksichtigt wird. Ziel ist es, die Ökosysteme in einem gesunden, 
sauberen, schadstofffreien, produktiven und widerstandsfähigen Zustand zu erhalten, 
um sicherzustellen, dass der aus den lebenden Meeresressourcen gezogene Nutzen 
hoch ist, und gleichzeitig zu gewährleisten, dass die Auswirkungen der 
Fischereitätigkeiten auf die Meeresökosysteme gering sind und sich zukünftig nicht 
negativ auf diese Ökosysteme auswirken. 

Pelagische Arten: Meereslebewesen, die die meiste Zeit nicht in der Nähe der Küste 
oder des Meeresbodens leben.  

Regionale Fischereiorganisationen (RFO): von Ländern, die in einer bestimmten 
Region fischereiliche Interessen haben, gegründete internationale Organisationen. RFO 
bewirtschaften weit wandernde Arten (wie die Internationale Kommission zur 
Erhaltung der Thunfischbestände im Atlantik) oder Fischbestände nach geografischer 
Region (wie die NEAFC). 

Regionale Meeresübereinkommen: Strukturen der Zusammenarbeit zum Schutz der 
Meeresumwelt, an denen Mitgliedstaaten und Nachbarländer beteiligt sind, die 
Meeresgewässer teilen. Bei den vier europäischen regionalen Meeresübereinkommen 
handelt es sich um OSPAR (Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des 
Nordostatlantiks), das HELCOM-Übereinkommen (Übereinkommen über den Schutz 
der Meeresumwelt des Ostseegebiets), das Übereinkommen von Barcelona 
(Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt und der Küstengebiete des 
Mittelmeers) und das Übereinkommen von Bukarest (Übereinkommen zum Schutz des 
Schwarzen Meeres vor Verschmutzung). 

Seerechtsübereinkommen: im Jahr 1982 unter der Ägide der Vereinten Nationen 
geschlossener multilateraler Vertrag, in dem die Rechte und Pflichten der Nationen in 
Bezug auf die Nutzung der Meere und Ozeane der Welt sowie Leitlinien für die 
Erhaltung der Meeresumwelt und die Bewirtschaftung der natürlichen Meeresschätze 
festgelegt sind. 

Sichere biologische Grenzen: Reihe von Parametern, die bei Einhaltung im Rahmen der 
Bewirtschaftung eines Fischbestands eine geringe Wahrscheinlichkeit des 
Bestandszusammenbruchs gewährleisten, aber weniger restriktiv als der 
höchstmögliche Dauerertrag sind. 

Übereinkommen über die biologische Vielfalt: im Jahr 1992 unter der Ägide der 
Vereinten Nationen geschlossener multilateraler Vertrag über die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt, die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile sowie eine gerechte 

https://www.un.org/depts/los/convention_agreements/texts/unclos/unclos_e.pdf
https://www.cbd.int/information/parties.shtml
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und gleichmäßige Verteilung der Gewinne, die aus der Nutzung genetischer 
Ressourcen entstehen. 

Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen und 
Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume (Berner Konvention): im Jahr 1979 unter der 
Ägide des Europarats geschlossener multilateraler Vertrag über die Erhaltung der 
wildlebenden Tier- und Pflanzenarten und ihrer Lebensräume, insbesondere der vom 
Aussterben bedrohten oder gefährdeten Arten.  

Übereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten (Bonner 
Konvention): im Jahr 1979 unter der Ägide der Vereinten Nationen geschlossener 
multilateraler Vertrag zur Erhaltung der wandernden Arten in allen ihren 
Lebensräumen.  

Zugangs-/Abgangsregelung: Rechtsrahmen, der geschaffen wurde, um die Größe der 
EU-Fischereiflotte unter Berücksichtigung festgelegter Obergrenzen zu steuern, 
insbesondere indem sichergestellt wird, dass die Mitgliedstaaten keine neuen Schiffe 
hinzufügen können, ohne die abgebauten Kapazitäten zu berücksichtigen. 

Zulässige Gesamtfangmenge (total allowable catch, TAC): Höchstmenge an Fisch, die 
gemäß der Gemeinsamen Fischereipolitik jährlich aus den einzelnen Beständen 
entnommen werden darf. 

https://www.coe.int/en/web/bern-convention
https://www.coe.int/en/web/bern-convention
https://www.cms.int/
https://www.cms.int/
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ANTWORTEN DER KOMMISSION AUF DEN SONDERBERICHT DES EUROPÄISCHEN 

RECHNUNGSHOFES 

„MEERESUMWELT: EU-SCHUTZ IST GROẞFLÄCHIG, ABER OBERFLÄCHLICH“ 

ZUSAMMENFASSUNG 

I. Die Fischerei wird zusammen mit anderen Faktoren wie der Schädigung des Meeresbodens (die mit 

dem Wachstum anderer maritimer Tätigkeiten als der Fischerei zunehmen dürfte), der Verschmutzung 

(aufgrund verschiedener Tätigkeiten, durch Nährstoffanreicherung und Kontaminanten, Abfälle im 

Meer, darunter Kunststoff und Mikroplastik, Unterwasserlärm usw.) und der Verbreitung 

gebietsfremder Arten zumeist als eine der wichtigsten Belastungen für die Meere der EU angesehen. 

Diese sonstigen Belastungen hängen mit anderen Wirtschaftssektoren als der Fischerei – wie 

Seeverkehr, Energie, Tourismus, Landwirtschaft und Industrie – zusammen. Mit dem technologischen 

Fortschritt ergeben sich neue Chancen für bestehende und neue maritime Tätigkeiten, was zu einem 

verstärkten Wettbewerb um den Meeresraum führt, der auch erhebliche Belastungen für die 

Meeresumwelt mit sich bringt. 

Schließlich wirkt sich der Klimawandel – durch den Anstieg des Meeresspiegels, 

Sauerstoffentziehung, Versauerung und Erwärmung der Weltmeere – generell negativ auf die Ozeane, 

die biologische Vielfalt sowie die Küsten- und Meeresökosysteme und deren Dienstleistungen aus. 

Dementsprechend kann nur ein ganzheitlicher, integrierter Ansatz, der alle Tätigkeiten einbezieht und 

alle Belastungen im Rahmen einer verstärkten Zusammenarbeit und Koordinierung und einer 

verbesserten Governance innerhalb und außerhalb der EU behandelt, wirklich etwas bewirken. Es 

sollte jedoch zudem darauf hingewiesen werden, dass die Meere auch eine wichtige Quelle gesunder 

Nahrungsmittel sind, die für die Menschen und die Wirtschaft von entscheidender Bedeutung sind. 

III. Die Kommission erkennt die Wichtigkeit der Arbeit im Rahmen des Übereinkommens über die 

biologische Vielfalt an und unterstreicht die entscheidende Bedeutung eines globalen Rahmens für die 

biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020 und die Notwendigkeit ehrgeiziger und realistischer Ziele 

als treibende Kraft für Maßnahmen, auch in Bezug auf die biologische Vielfalt in Meeres- und 

Küstengebieten. 

 

IV. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer I.  

V. Die Kommission geht davon aus, dass „EU-Maßnahmen“ auch Initiativen der Mitgliedstaaten und 

deren Verantwortung für die Umsetzung der Umwelt- und Fischereivorschriften umfassen. 

Siehe auch die Antworten der Kommission zu Ziffer IV und Ziffer VI Buchstabe b. 

Die Kommission weist neben den bedeutenden Fortschritten im Nordostatlantik auf die jüngsten 

Anstrengungen und Erfolge im Mittelmeerraum hin. 

Ebenso zeigt sich modellbasierten Indikatoren für nachhaltige Fischerei (geschätzte Entwicklungen 

der Bestandsbiomasse und bewertete Fischbestände, deren Fischereiausbeute den höchstmöglichen 

Dauerertrag überschreiten) zufolge ein verbessertes Bild im Nordostatlantik, während die Daten für 

andere EU-Gewässer wie das Mittelmeer oder das Schwarze Meer noch nicht belastbar genug sind, 

um für die Überwachung berücksichtigt zu werden. 

In Bezug auf EMFF-Aspekte stellt die Kommission fest, dass es den Mitgliedstaaten obliegt, 

verfügbare EU-Mittel gezielt einzusetzen bzw. davon Gebrauch zu machen. 

VI. a) Wie aus dem jüngsten Bericht über die Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 

(COM(2020) 259) und dem „Fitness-Check“ zur Bewertung der Vogelschutz- und der Habitat-



 

DE   DE 
2 

 

Richtlinie der EU hervorgeht, sind die größten Herausforderungen bei der Erreichung eines guten 

Umwelt- und Erhaltungszustands eher auf Lücken bei der Umsetzung und einen Mangel an Ehrgeiz 

und Ressourcen als auf erhebliche Probleme im politischen Rahmen zurückzuführen. 

Siehe die Antworten der Kommission zu den Ziffern 16 und 20 des Berichts. 

Die Kommission beginnt derzeit mit der Bewertung und möglichen Überarbeitung der 

Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie und wird prüfen, ob es Bereiche mit politischem Handlungsbedarf 

gibt. 

Die Kommission teilt die Auffassung, dass die Wirksamkeit der Meeresschutzgebiete und die 

Kohärenz der entsprechenden Netze verbessert werden müssen, und dies ist eines der Hauptziele der 

neuen Biodiversitätsstrategie.  

b) Die Kommission stellt fest, dass im Nordostatlantik erhebliche Fortschritte erzielt wurden und sich 

der Zustand der Fischbestände erheblich verbessert hat. Während sich die im Einklang mit dem 

höchstmöglichen Dauerertrag (maximum sustainable yield, MSY) festgelegte nachhaltige TAC 

(zulässige Gesamtfangmenge) 2009 auf 5 beliefen, stieg diese Zahl im Jahr 2020 auf 62 TAC. 

Nur wenige Bestände sind nach wie vor überfischt, und diesbezüglich arbeitet die Kommission mit 

dem Internationalen Rat für Meeresforschung (ICES) daran, ein umfassenderes wissenschaftliches 

Bild von der Bestandslage zu erhalten, um die Bewirtschaftung dieser Bestände zu verbessern. 

c) Der Zustand der Bestände im Mittelmeer wird zwar durch hohe Befischungsraten beeinträchtigt, es 

muss jedoch der allgemeine Kontext berücksichtigt werden, insbesondere vor dem Hintergrund der 

neuen politischen Initiative, die mit der MedFish4Ever-Erklärung aus dem Jahr 2017 eingeleitet 

wurde, und der großen Zahl neuer Bewirtschaftungsmaßnahmen, die von der Allgemeinen 

Kommission für die Fischerei im Mittelmeer (GFCM) auf Meeresbeckenebene angenommen wurden. 

Diese Maßnahmen sind jedoch jüngeren Datums, und es braucht mehr Zeit, bis sie sich in einem 

verbesserten Zustand der Fischbestände niederschlagen.  

Der Fischereiaufwand ist einer der Hebel der Bestandsbewirtschaftung im Mittelmeer, aber nicht der 

einzige. Insbesondere die Mittelmeerverordnung sieht einheitliche Vorschriften für den Schutz von 

Lebensräumen und Küstengebieten vor. Technische Maßnahmen, die in der Verordnung über 

technische Maßnahmen vorgesehen sind, sind ebenfalls ein wichtiges Instrument der 

Bestandsbewirtschaftung. 

d) Die Kommission stellt fest, dass der EMFF das Instrument ist, um die Gemeinsame Fischereipolitik 

und die Verwirklichung all ihrer Ziele zu unterstützen, d. h., um einen Beitrag zur wirtschaftlichen, 

sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit der Fischerei zu leisten. In diesem Rahmen unterstützt der 

Fonds aktiv Maßnahmen zur Förderung der biologischen Vielfalt und der Meeresumwelt sowie zur 

Eindämmung der durch den Fischereisektor verursachten Schäden. 

VII. Die Kommission nimmt die Empfehlungen des Hofes an. 

EINLEITUNG 

01. Die EU fördert im Rahmen von Strategien für Meeresgebiete (z. B. die Meeresstrategie für den 

atlantischen Raum, die WestMED-Initiative und die gemeinsame maritime Agenda für den 

Schwarzmeerraum) und makroregionalen Strategien auch die regionale Zusammenarbeit für die 

nachhaltige Nutzung der Ozeane. 

05. Während die EU die ausschließliche Zuständigkeit für die Erhaltung der biologischen 

Meeresschätze hat, ist die Kommission gleichzeitig in ihren Befugnissen eingeschränkt, unter 
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anderem durch das System gemeinsamer Empfehlungen, denen die Kommission entweder zustimmen 

oder die sie ablehnen kann. Die GFP verfolgt eindeutig nicht nur Umweltziele, sondern auch 

sozioökonomische Ziele. 

07. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer I (Zusammenfassung). 

09. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 84. 

10. Die GFP gehört zu den gemeinsamen Politikbereichen der Union. Gemäß Artikel 39 Absatz 1 

Buchstabe d und Absatz 2 Buchstabe c AEUV soll sie sicherstellen, dass Fischerei und Aquakultur 

langfristig in ökologischer, wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht nachhaltig sind und eine Quelle 

gesunder Nahrungsmittel für die Bürgerinnen und Bürger der EU darstellen. 

11. Die Kommission möchte Folgendes hervorheben: 

1) Um sicherzustellen, dass Entscheidungen im Bereich der Bestandsbewirtschaftung auf den besten 

verfügbaren wissenschaftlichen Gutachten beruhen, bedarf es einer umfassenden Datenerhebung. Die 

Mitgliedstaaten sind über die Rahmenregelung über die Datenerhebung diesbezüglich zur Sammlung 

von Daten verpflichtet. Diese Daten werden dann von wissenschaftlichen Beratungsgremien 

herangezogen, um wissenschaftliche Gutachten zu erstellen, auf die die Kommission ihre Vorschläge 

stützt, auch für die Festsetzung der jährlichen Fangmöglichkeiten.  

2) Die Wissenschaftler sind noch nicht in der Lage, für alle Bestände Gutachten zum höchstmöglichen 

Dauerertrag (MSY) zu erstellen. Bei einer begrenzten Anzahl von Beständen ist dies auf die 

unzureichende Datenlage (insbesondere für Tiefseearten oder im Mittelmeer) und teilweise auf 

Probleme im Zusammenhang mit der wissenschaftlichen Bewertung selbst – häufig infolge begrenzter 

Verfügbarkeit von Expertenressourcen – zurückzuführen. Die Lage hat sich in den letzten Jahren 

deutlich verbessert, unter Verwendung von Mitteln aus dem EMFF werden jedoch weitere Fortschritte 

angestrebt.  

3) Eine Ex-post-Bewertung in Bezug auf das Erreichen des FMSY-Niveaus bei allen Fischbeständen 

bis 2020 wird nur auf der Grundlage der endgültigen Fangdaten für 2020 möglich sein. 

4) Es wird davon ausgegangen, dass 2020 mehr als 99 % der Anlandungen in der Ostsee, der Nordsee 

und dem Atlantik, die ausschließlich von der EU bewirtschaftet werden, aus auf nachhaltigem Niveau 

befischten Beständen stammen. 

5) Bei einer Reihe von Beständen, die gemeinsam mit anderen Staaten bewirtschaftet werden, wird 

die Erreichung des MSY-Niveaus bis 2020 nicht möglich sein. Wenn Bestände mit Drittländern 

geteilt werden, ist die Erreichung des MSY-Niveaus mit besonderen Herausforderungen verbunden. 

Dies setzt nämlich voraus, dass die Drittländer das Ziel teilen und den Modalitäten zu seiner 

Erreichung zustimmen. 

13. Auf EU-Ebene stützt sich die Bestandsbewirtschaftung im Mittelmeer häufig eher auf 

Aufwandsregelungen als auf die TAC, obwohl für einige wichtige Fischereien (z. B. Thunfischfang) 

auch TAC-basierte Regelungen gelten. Im mehrjährigen Bewirtschaftungsplan (MAP) 2019 für 

Fischereien auf Grundfischarten im westlichen Mittelmeer, dem ersten Mehrjahresplan der EU im 

Mittelmeerraum, wird dieser aufwandbasierte Ansatz unterstützt. 

Es ist auch wichtig, die Besonderheit der EU-Fischereivorschriften für das Mittelmeer 

(Mittelmeerverordnung) anzuerkennen, die im Gegensatz zu anderen Meeresbecken den Schutz von 

Küstengebieten und empfindlichen Lebensräumen vorsehen. 
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16. Der „Fitness-Check“ zur Bewertung der Vogelschutz- und der Habitat-Richtlinie der EU ergab, 

dass sie nach wie vor von großer Relevanz und für ihren Zweck geeignet sind. Die vollständige 

Erreichung der Ziele der Richtlinien wird jedoch von grundlegenden Verbesserungen bei ihrer 

Umsetzung in den Mitgliedstaaten sowie von der Zusammenarbeit mit Interessenträgern abhängen. 

Die Kommission hat auf der Grundlage dieser Ergebnisse einen „Aktionsplan für Menschen, Natur 

und Wirtschaft“ umgesetzt, mit dem die bei der Bewertung festgestellten Mängel behoben und die 

Richtlinien besser mit allgemeineren sozioökonomischen Zielen abgestimmt werden sollten. Mit der 

im Mai 2020 angenommenen EU-Biodiversitätsstrategie bis 2030 soll der Umsetzung der 

Vogelschutz- und der Habitat-Richtlinie neue Impulse verliehen werden. 

20. Mit der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie verfügt die EU über eine ganzheitliche, umfassende 

Meerespolitik, die zur Lenkung menschlicher Tätigkeiten in den europäischen Meeren den 

ökosystemorientierten Ansatz in die Praxis umsetzt. Damit wurde die Struktur für die Ausarbeitung 

von Meeresstrategien geschaffen, die zur Verfolgung des Ziels eines guten Umweltzustands in den 

Meeresgewässern der EU wie auch der Erhaltung der biologischen Vielfalt in allen 

Meeresökosystemen notwendig sind. Die Mitgliedstaaten legen das Ambitionsniveau und die Mittel 

zur Erreichung dieses Ziels fest. In Bezug auf die eingeführten Maßnahmen und das Ambitionsniveau 

der Strategien der Mitgliedstaaten könnte eine Feinabstimmung vorgenommen werden. 

24. Die Kommission stellt fest, dass der EMFF das Instrument ist, um die GFP und die 

Verwirklichung all ihrer Ziele zu unterstützen, d. h., um einen Beitrag zur wirtschaftlichen, sozialen 

und ökologischen Nachhaltigkeit der Fischerei zu leisten. In diesem Rahmen unterstützt der Fonds 

auch aktiv Maßnahmen zur Förderung der biologischen Vielfalt und der Meeresumwelt sowie zur 

Eindämmung der durch den Fischereisektor verursachten Schäden. 

PRÜFUNGSUMFANG UND PRÜFUNGSANSATZ 

25. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 84. 

BEMERKUNGEN 

30. Bezüglich des Wortlauts der Überschrift vertritt die Kommission die Auffassung, dass der Schutz 

der Meeresumwelt von einer Verbesserung der „Umsetzung“ der EU-Politik profitieren würde, wie 

dies u. a. bereits im Bericht über die Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie oder im 

„Fitness-Check“ der Vogelschutz- und der Habitat-Richtlinie der EU zum Ausdruck kommt. In der 

kürzlich angenommenen EU-Biodiversitätsstrategie bis 2030 wird in der Tat die vollständige 

Umsetzung der Umwelt- und Fischereipolitik gefordert. 

Die Kommission nimmt diese Bemerkungen im Hinblick auf die anstehende Bewertung der 

Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie zur Kenntnis. 

31. Die Kommission ist der Auffassung, dass die Einrichtung und wirksame Verwaltung von Netzen 

geschützter Meeresgebiete dazu beitragen wird, eine reiche und oft einzigartige Meeresbiodiversität 

zu erhalten. Die Kommission ist sich bewusst, dass das Netz von Meeresschutzgebieten in EU-

Gewässern derzeit nicht ökologisch repräsentativ ist.  

Eine wirksame Bewirtschaftung von Meeresschutzgebieten und ihre Ausweitung zu einem wirklich 

kohärenten EU-Netz sind eines der Hauptziele der EU-Biodiversitätsstrategie bis 2030. 

32. Die Ausweisung von Meeresschutzgebieten muss nicht dazu führen, menschliche Tätigkeiten 

vollständig einzuschränken, sondern vielmehr dazu, auf der Grundlage der besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Gutachten wirksame Bewirtschaftungsmaßnahmen entsprechend den 
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Erhaltungszielen der Gebiete festzulegen. Dies darf nur dann zu einer Beschränkung der 

Fischereitätigkeit führen, wenn dies erforderlich ist, um die ökologischen Anforderungen in Bezug 

auf die unter Schutz gestellten Naturmerkmale zu erfüllen.  

Die Kommission betont, dass viele andere Erhaltungsmaßnahmen mit Meeresschutzgebieten 

verbunden sein können, die nicht mit der Fischerei in Zusammenhang stehen. 

34. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 32. 

36. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 32. 

Meeresschutzgebiete sind auch eines der Instrumente, um die Widerstandsfähigkeit der Ökosysteme 

gegenüber Stressfaktoren, darunter auch der Klimawandel, zu erhöhen. Gut ausgewiesene und 

bewirtschaftete Meeresschutzgebiete mit wirksam durchgesetzten Schutzmaßnamen können zu einer 

Erhöhung der fischbaren Biomasse und der biologischen Vielfalt führen. Entscheidungsfaktoren 

bezüglich der Tätigkeiten sind darüber hinaus die sozioökonomische Nachhaltigkeit und das 

überwiegende öffentliche Interesse.  

Kasten 6 – Meeresschutzgebiete und Schutz gegen den Fischfang 

Siehe Antworten der Kommission zu den Ziffern 32 und 36. 

39. Im Rahmen von Erhaltungsmaßnahmen in Meeresschutzgebieten können Fangbeschränkungen 

vorsehen werden, wenn dies zur Erreichung der Erhaltungsziele erforderlich ist. Siehe Antworten der 

Kommission zu den Ziffern 32 und 36. 

41. Die GFP bietet verschiedene Instrumente in Bezug auf fischereibezogene Maßnahmen, die zur 

Erfüllung von Umweltauflagen erforderlich sind. Im Rahmen der GFP ist es auch möglich, z. B. 

Bestandsauffüllungsgebiete einzurichten. 

42. Die Kommission ist der Auffassung, dass den Mitgliedstaaten im Rahmen der derzeitigen GFP-

Verordnung die erforderlichen Instrumente zur Verfügung stehen, um ihren Verpflichtungen gemäß 

Umweltvorschriften nachzukommen. 

Erstens möchte die Kommission darauf hinweisen, dass die Mitgliedstaaten für ihre 

Fischereifahrzeuge geltende Erhaltungsmaßnahmen und innerhalb ihrer ersten 12 Seemeilen 

Erhaltungsmaßnahmen auf der Grundlage von Artikel 20 der GFP-Verordnung erlassen können, die 

Auswirkungen auf Fischereifahrzeuge anderer Mitgliedstaaten haben können. 

Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten auch eine gemeinsame regionale Empfehlung anstreben. 

Wir räumen ein, dass die Annahme einer solchen Empfehlung durch mangelnde Kapazitäten aufseiten 

der Mitgliedstaaten oder Herausforderungen bei der Abstimmung zwischen den einzelstaatlichen 

Behörden erschwert werden kann. Um diesen Prozess zu erleichtern, hat die Kommission einen 

Leitfaden herausgegeben, Workshops abgehalten und die Sensibilisierung auf politischer Ebene 

gefördert. 

Die Kommission weist ferner darauf hin, dass es in der Ost- und Nordsee Beispiele für eine 

erfolgreiche Anwendung von Artikel 11 gibt. 

Kasten 7 – Beispiel für Schwierigkeiten bei der Anwendung von Artikel 11 der GFP-

Verordnung 
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Die Kommission erkennt an, dass die Einigung auf eine gemeinsame Empfehlung Zeit in Anspruch 

nehmen kann. Die Zuständigkeit für den Erlass von Erhaltungs- und Schutzmaßnahmen ist jedoch 

nicht auf den Küstenmitgliedstaat oder den Mitgliedstaat beschränkt, in dem die Meeresschutzgebiete 

liegen. Die anderen Mitgliedstaaten müssen, auch wenn keine Frist vorgegeben ist, im Einklang mit 

den Grundsätzen der loyalen Zusammenarbeit bei der Einhaltung dieser Pflichten kooperieren. 

43. Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 42. 

46. Die Kommission hat das in Artikel 15 der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie vorgeschriebene 

Verfahren befolgt. Seither wurden jedoch keine weiteren Anträge bei den entsprechenden Stellen 

(z. B. regionale Fischereiorganisation oder Artikel 11 der GFP-Verordnung) eingereicht.  

Es sei darauf hingewiesen, dass dies der einzige Fall ist, in dem Artikel 15 der Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie in Anspruch genommen wurde. Bei der Überprüfung der Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie wird spezielles Augenmerk auf mögliche Unzulänglichkeiten dieses besonderen 

Verfahrens gelegt. 

48. Selbst wenn eine Art nicht in den Anhängen der Richtlinien aufgeführt ist, deckt das Natura-2000-

Netz durch seine indirekte Schutzwirkung („umbrella effect“) einen hohen Anteil bedrohter Arten ab, 

die über die in den Anhängen aufgeführten Arten hinausgehen. Darüber hinaus sind diese Richtlinien 

im Zusammenwirken mit der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie zu sehen, deren Bestimmungen es den 

Mitgliedstaaten ermöglichen, alle im Meer lebenden Arten und marinen Lebensräume zu schützen, 

ohne dass auf jede einzelne Art Bezug genommen werden muss. 

Die Vogelschutz- und die Habitat-Richtlinie der EU wurden 2016 einer eingehenden REFIT-

Bewertung unterzogen, bei der festgestellt wurde, dass sie für ihren Zweck geeignet sind, ihre 

Umsetzung jedoch verbessert werden muss, insbesondere was die Annahme gebietsspezifischer 

Erhaltungsziele und Bewirtschaftungspläne betrifft. 

Die neue EU-Biodiversitätsstrategie bis 2030 zielt daher unter anderem darauf ab, die Umsetzung der 

Richtlinien zu fördern und das Netz der Meeresschutzgebiete auszubauen.  

49. Der Schutz von Meeresökosystemen durch die Vogelschutz- und die Habitat-Richtlinie ist jedoch 

in Verbindung mit der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie zu sehen. 

51. Nach Ansicht der Kommission sollte jeder Vergleich zwischen Meeresbecken aufgrund der 

verschiedenen geografischen Gegebenheiten sowie der unterschiedlichen Fischereien, die dort 

durchgeführt werden, mit Vorsicht betrachtet werden. Die sozioökonomischen Auswirkungen der 

Sperre eines riesigen Meeresgebiets ohne wirtschaftliche Tätigkeit sind geringer. Es liegt in der 

Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, Meeresschutzgebiete auszuweisen und zu verwalten, diese sind 

jedoch nicht das einzige Instrument für den Schutz von Arten oder Lebensräumen – mitunter sind 

horizontale Maßnahmen wirksamer, insbesondere für weit wandernde Arten wie Haie. Die GFP sieht 

verschiedene Instrumente für die Erhaltung und Bewirtschaftung von im Meer lebenden Arten, 

einschließlich Haien, vor. 

52. Was die Überschrift des Abschnitts anbelangt, so ist die Kommission der Ansicht, dass im 

Atlantik beträchtliche Fortschritte erzielt wurden und im Mittelmeerraum gerade erhebliche 

Anstrengungen unternommen werden. 

Die Kommission teilt die Auffassung des Hofes, dass das Bestehen einer wirksamen 

Fischereikontrollregelung unerlässlich ist, um eine nachhaltige Fischerei sicherzustellen. Dazu hat die 

Kommission einen Vorschlag (COM(2018) 368) zur weiteren Stärkung der Fischereiaufsicht und der 

Durchsetzung von Fischereivorschriften vorgelegt, der derzeit von den beiden gesetzgebenden 

Organen erörtert wird. 
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54. Die Kommission wiederholt, dass im Nordostatlantik erhebliche Fortschritte erzielt wurden und 

sich der Zustand der dortigen Fischbestände deutlich verbessert hat. Es wird davon ausgegangen, dass 

2020 mehr als 99 % der Anlandungen in der Ostsee, der Nordsee und dem Atlantik, die ausschließlich 

von der EU bewirtschaftet werden, aus auf nachhaltigem Niveau befischten Beständen stammen. 

In Bezug auf die Anzeichen für Fortschritte im Mittelmeerraum verweist die Kommission auf die 

ehrgeizige Strategie, die im Jahr 2017 angenommen und mit der MedFish4Ever-Erklärung eingeleitet 

wurde und zur Annahme zahlreicher Maßnahmen auf GFCM-Ebene sowie zur Verabschiedung des 

mehrjährigen Bewirtschaftungsplans für das westliche Mittelmeer führte. Diese Maßnahmen wurden 

erst vor Kurzem angenommen und haben daher noch keine quantifizierten Ergebnisse in Bezug auf 

die Verbesserung des Zustands der Bestände erbracht. 

55. Die Kommission stellt fest, dass die Zahl der TAC, die im Einklang mit MSY-Gutachten 

festgesetzt wurden, im letzten Jahrzehnt von 5 im Jahr 2009 auf 62 im Jahr 2020 gestiegen ist. 

58. Die Bemerkung in diesem Absatz bezieht sich auf die Bestände, bei denen es sich um Beifänge in 

anderen Fischereien handelt, die ein gesundes Niveau erreicht haben. In der GFP-Grundverordnung 

sowie in den Mehrjahresplänen für die westlichen Gewässer und die Nordsee ist festgelegt, dass 

sogenannte Choke-Situationen (Auswirkungen limitierender Arten) vermieden werden sollten, in 

denen gesunde Fischereien eingestellt würden, da sie Beifänge anderer Fische haben, bei denen der 

ICES eine niedrigere Fangmenge oder Nullfangmengen empfiehlt. Daher hat die Kommission in 

diesem sehr spezifischen Fall TAC vorgeschlagen, die über den Empfehlungen des wissenschaftlichen 

Gutachtens liegen. 

Kasten 9 – In einigen Studien wurden die für den Atlantik festgelegten zulässigen 

Gesamtfangmengen kritisiert 

Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 58. 

59. In Bezug auf die Überschrift dieses Abschnitts ist die Kommission der Ansicht, dass es noch Zeit 

benötigt, bis sich die zahlreichen in den letzten Jahren im Mittelmeerraum ergriffenen Maßnahmen in 

zahlenmäßigen Verbesserungen hinsichtlich des biologischen Zustands der Bestände niederschlagen 

werden.  

Ein anschauliches Beispiel dafür ist der Mehrjahresplan für das westliche Mittelmeer, für den 2020 

erst das erste volle Jahr der Umsetzung sein wird. Es wird einige weitere Jahre dauern, bis die in 

diesem Rahmen ergriffenen Maßnahmen Wirkung zeigen und sich der Zustand der Bestände 

zahlenmäßig verbessert. 

Die Erfahrungen mit Rotem Thun im Mittelmeer zeigen, dass die Erholung Zeit braucht: Die ICCAT 

nahm 2006 einen Wiederauffüllungsplan an, der zu einer vollständigen Wiederauffüllung der 

Bestände im Jahr 2017 führte. 

60. Gemeinsame Antwort zu den Ziffern 60 und 61. 

Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 13. 

Darüber hinaus stellte der STECF (PLEN-17-02) fest, dass sich die Umsetzung von TAC im 

Mittelmeer nach wie vor schwierig gestaltet, da die verfügbaren Daten aufgrund oftmals 

unvollständiger und ungenauer fischereibezogener Informationen und relativ kurzer Zeitreihen nicht 

zuverlässig genug seien. Es gibt weitere Probleme im Zusammenhang mit der Durchsetzung einer 

Bewirtschaftungsregelung auf der Grundlage von Output-Kontrollen (TAC) im Mittelmeer. Das 
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Hauptproblem ist die Schwierigkeit, die Fänge der zahlreichen Flotten zu überwachen und zu 

kontrollieren. Der Grundfischfang ist auf eine Mischung von Arten ausgerichtet, oft ohne eindeutig 

vorherrschende Arten. Anlandungen erfolgen über eine extrem hohe Zahl von Häfen und 

Anlandeorten, und die Fänge sind aufgrund der Dominanz handwerklicher Fischerei in diesem 

Bereich schwer zu quantifizieren. 

62. Hinsichtlich der Datenverfügbarkeit unternimmt die Kommission verstärkte Anstrengungen, um 

mit den betreffenden Endnutzern, darunter auch RFO in der Region, zusammenzuarbeiten und eine 

angemessene wissenschaftliche Koordinierung und Verbesserung der wissenschaftlichen Gutachten 

zu gewährleisten. 

Die Kommission arbeitet mit den Mitgliedstaaten am Mittelmeer zusammen, um die Datenerhebung, 

die Datenqualität, die Bestandsabschätzung und die wissenschaftlichen Gutachten weiter zu 

verbessern. 

Sie hat kürzlich eine Reihe von Prüfungen im Mittelmeerraum durchgeführt, um die 

Fangmeldesysteme der Mitgliedstaaten einer Bewertung zu unterziehen. Im Anschluss an diese 

Prüfungen erstellten die Kommission und die betroffenen Mitgliedstaaten Aktionspläne zur Stärkung 

der Fangmeldesysteme und damit zur Verbesserung der Zuverlässigkeit der Daten. Die Kommission 

überwacht regelmäßig die Umsetzung der Aktionspläne. Eine Prüfung der Regelungen der 

Mitgliedstaaten zur Steuerung des Fischereiaufwands im Mittelmeer ist für 2021 geplant.  

Hinsichtlich der Stellungnahme des STECF aus dem Jahr 2017 zur Datenverfügbarkeit und -qualität 

ist anzumerken, dass diese Analyse auf Datensätzen aus dem Jahr 2016 beruhte. Seither wurden Daten 

von drei weiteren Jahren gesammelt, was sich in längeren Zeitreihen (2017–2019) und einer stetigen 

Verbesserung der Gutachten (auch laut GFCM-Jahresbericht (SoMFi)) niedergeschlagen hat, 

wenngleich einige Herausforderungen weiter bestehen. 

63. Der STECF kam zu dem Schluss, dass viele nationale Bewirtschaftungspläne nicht auf das MSY-

Ziel der GFP abgestimmt sind und damit die Voraussetzungen für die Erreichung des MSY-Niveaus 

im Jahr 2020 wahrscheinlich nicht geschaffen werden. Der Kommission ist sich bewusst, dass einige 

dieser nationalen Bewirtschaftungspläne ehrgeiziger sein und auf die Ziele der GFP abgestimmt 

werden müssen. Die Kommission arbeitet auf der Grundlage der MedFish4Ever-Erklärung mit den 

Mitgliedstaaten an diesen Verbesserungen, wobei merkliche Erfolge zu verzeichnen sind (z. B. die 

Überarbeitung des italienischen Grundfischplans im Jahr 2019, auf Antrag der Kommission, mit 

erheblichen Aufwandsbeschränkungen). 

In Bezug auf die Bemerkung, dass einige der nationalen Bewirtschaftungspläne mit Anträgen auf 

Ausnahmen verbunden sind, ist darauf hinzuweisen, dass es sich dabei um eine Anforderung der 

Mittelmeerverordnung handelt. In Ermangelung eines Bewirtschaftungsplans kann beispielsweise 

keine Ausnahme von einem Fangverbot in Küstengebieten gewährt werden. 

64. Die Mittelmeerverordnung ist nicht die einzige Rechtsgrundlage für die Einrichtung von 

Schutzgebieten, es müssen auch einschlägige Elemente im Rahmen des neuen Mehrjahresplans für 

das westliche Mittelmeer (in Bezug auf zeitlich begrenzte Schongebiete) und Bestimmungen im 

Zusammenhang mit Fischereisperrgebieten oder den im Rahmen der GFCM erlassenen räumlich-

zeitlichen Beschränkungen (z. B. das Fischereisperrgebiet im Golfe du Lion) berücksichtigt werden. 

Es ist auch wichtig, darauf hinzuweisen, dass es gemäß der Mittelmeerverordnung dem Rat obliegt, 

auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen Fischereisperrgebiete zu 

erlassen. Die Mitgliedstaaten können natürlich auf dieser Grundlage weitere Fischereisperrgebiete 

einrichten.  
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65. Eines der Ziele des Mehrjahresplans für das westliche Mittelmeer ist die Verbesserung der 

Datenerhebung und der wissenschaftlichen Gutachten in diesem Gebiet. Die für 2024 anberaumte 

Bewertung des Plans wird sich auf diese verbesserte wissenschaftliche Grundlage stützen. 

67. In diesem Dreijahresbericht wird bewertet, inwieweit technische Maßnahmen sowohl auf 

regionaler als auch auf Unionsebene zur Erreichung der Ziele (Artikel 3) und Vorgaben (Artikel 4) 

dieser Verordnung beigetragen haben. In Anbetracht des Grundgedankens dieser Verordnung, einen 

Bottom-up-Ansatz in Bezug auf die technischen Besonderheiten auf regionaler Ebene zu ermöglichen 

und gleichzeitig die Verwirklichung gemeinsamer Ziele und Vorgaben zu gewährleisten, ist diese 

Berichterstattungsvorschrift für die Umsetzung der Verordnung von wesentlicher Bedeutung. Daher 

ist es erforderlich, über ein System zur Überwachung der Fortschritte und zur Unterstützung von 

Abhilfemaßnahmen zu verfügen, wenn die Fortschritte nicht ausreichen, um die in der Verordnung 

festgelegten Vorgaben und Ziele zu erreichen.  

Gemäß Artikel 31 Absatz 3 übermitteln die Mitgliedstaaten in dieser Region innerhalb von 

12 Monaten nach Vorlage des Berichts einen Plan mit Maßnahmen, durch die ein Beitrag zur 

Erreichung dieser Ziele und Vorgaben gewährleistet werden soll, wenn im oben genannten Bericht 

festgestellt wird, dass die Ziele und Vorgaben der Verordnung auf regionaler Ebene nicht erreicht 

wurden.  

69. Eine wirksame Fischereikontrollregelung ist in der Tat von entscheidender Bedeutung, um eine 

nachhaltige Bewirtschaftung der EU-Fischereien sicherzustellen. Unter anderem enthält der 

Vorschlag der Kommission zur Überarbeitung der Fischereikontrollregelung Maßnahmen zur 

Stärkung der Fischereidatensysteme, einschließlich vollständig digitalisierter Fangmeldungen, die für 

alle Fischereifahrzeuge der EU (einschließlich Schiffen mit einer Länge von weniger als 12 m) gelten, 

eines Systems der elektronischen Rückverfolgbarkeit für alle Fischereifahrzeuge, neuer 

Wiegeverfahren für Fischereierzeugnisse und verbesserter Bestimmungen zur Rückverfolgbarkeit. 

71. Es ist entscheidend, die Bedeutung der Bewirtschaftung von Fischereien im Mittelmeer mit 

Drittlandpartnern anzuerkennen. Dies wird im Wesentlichen durch die gemeinsame Natur der 

Bestände bestimmt, die eine einvernehmliche Antwort aller Mittelmeerländer erfordert. In diesem 

Sinne hat die EU ihre Tätigkeiten auf der Ebene der GFCM seit der Unterzeichnung der 

MedFish4Ever-Erklärung im Jahr 2017 intensiviert.  

72. Übermäßige Fangkapazitäten im Mittelmeer sind einer der vielen Faktoren für das hohe 

Befischungsniveau. 

Im Falle bestehender Fischereiaufwandsregelungen ist es im Wesentlichen die mangelhafte 

Einhaltung der Vorschriften durch die Fischer, die Überkapazitäten zu einem Faktor für die 

Überfischung werden lassen. Im Rahmen von Aufwandsmechanismen wie im Mehrjahresplan für das 

westliche Mittelmeer ist eine Höchstzahl von Fangtagen pro Jahr, Land und 

Fischereifahrzeugkategorie (in Bezug auf die Größe) erlaubt. Die Gesamtzahl der Tage in einer 

Aufwandsregelung ist unabhängig von der Anzahl der Fischereifahrzeuge, die sich diese Tage teilen. 

Die Kommission behält die Umsetzung des Mehrjahresplans besonders im Auge, um eine 

angemessene Einhaltung der Vorschriften zu gewährleisten. Sie überwacht auch die Verringerung der 

Fangkapazitäten. 

74. Laut EU-Flottenregister hatte beispielsweise Italien im Juli 2020 sowohl in kW als auch in BRZ 

95 % der Obergrenze erreicht. Nach Auffassung der Kommission bietet die Obergrenze daher im 

vorliegenden Fall einen Anreiz, die Kapazitäten zu verwalten und unter der Obergrenze zu halten. 
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75. Die Kommissionsdienststellen haben kürzlich eine Bewertung der Zugangs-/Abgangsregelung 

durchgeführt (SWD(2019) 311). Die Bewertung ergab, dass die Regelung an sich ihren Zweck erfüllt, 

bei der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten jedoch einige Mängel bestehen. Die Zugangs-

/Abgangsregelung und die in der GFP-Verordnung festgelegten Kapazitätsobergrenzen beziehen sich 

auf die Kapazität in den einzelnen Mitgliedstaaten und nicht auf Ebene der Meeresbecken. Darüber 

hinaus wird die Fangkapazität anhand der Bruttoraumzahl und Maschinenleistung eines 

Fischereifahrzeugs gemessen, ohne Berücksichtigung der verschiedenen Fangtechniken. Letztere sind 

in anderen Rechtsakten geregelt, darunter die Verordnung des Rates über Fangmöglichkeiten, GFCM-

Empfehlungen oder die Verordnung über technische Maßnahmen von 2019. 

Die Frage der Fangkapazitäten anzugehen, ist eines der Ziele, zu denen sich die Mittelmeerländer in 

der MedFish4Ever-Erklärung durch die Annahme eines Plans für die Fangkapazitäten verpflichtet 

haben. Die Kommission prüft derzeit, wie diese Verpflichtung im Rahmen der GFCM am besten 

umgesetzt werden kann. 

77. Die für den EMFF geltenden Konditionalitäten spielen eine wichtige Rolle, damit dieser als 

politisches Instrument fungieren kann. 

In der Durchführungsphase des EMFF werden Bedingungen an die förderfähigen Begünstigten vor 

und nach Antragstellung bzw. Projektabschluss, die Maßnahmen, die durchgeführt werden können, 

die Verwaltungsbehörde und das Verwaltungs- und Kontrollsystem des Mitgliedstaats und vor allem 

die Fischereipolitik des Mitgliedstaats und die Art und Weise, wie diese umgesetzt wird, gestellt. Mit 

diesen Bedingungen stellt der EMFF nicht nur sicher, dass seine Finanzierung nicht zu strukturellen 

Erhöhungen der Kapazität führt, sondern auch, dass Pläne zur Anpassung der Flottenkapazität für 

unausgeglichene Flotten (z. B. WestMAP) umgesetzt werden. 

Vorhaben, die die Fangkapazität eines Schiffes erhöhen, sind nicht förderfähig im Rahmen des 

EMFF. 

78. Die Kommission stellt fest, dass von den EMFF-Gesamtmitteln für den Zeitraum 2014–2020 den 

Mitgliedstaaten 5,75 Mrd. EUR im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung zugewiesen wurden. 

79. Der Anwendungsbereich des EMFF beschränkt sich nicht auf die Finanzierung der 

Meeresumwelt. Er unterstützt die GFP und die Verwirklichung all ihrer Ziele, er leistet also einen 

Beitrag zur wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit der Fischerei und Aquakultur 

sowie zur Entwicklung der Küstengebiete. In diesem Rahmen unterstützt der Fonds aktiv Maßnahmen 

zur Förderung der biologischen Vielfalt und der Meeresumwelt sowie zur Eindämmung der durch den 

Fischereisektor verursachten Schäden. Der Inhalt der operationellen Programme wird in Partnerschaft 

mit den Mitgliedstaaten im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung festgelegt. 

81. Die Kommission stellt fest, dass die beiden gesetzgebenden Organe eine Reihe von Änderungen 

vorgenommen haben, die eine Finanzierung von Erhöhungen der Fangkapazität im Rahmen des 

EMFF ermöglichen würden. Die Kommission lehnt solche Änderungen entschieden ab. 

Kasten 10 – EU-Finanzierung kann Wirkung zeigen 

Die Kommission möchte auf zahlreiche EMFF-Projekte zur Unterstützung der Bewirtschaftung von 

Natura-2000-Gebieten hinweisen. Ein Beispiel hierfür ist das Projekt INTERMARES in Spanien, bei 

dem der EMFF mit 11 Mio. EUR zu einem integrierten LIFE-Projekt beigetragen hat, mit dem die 

Umsetzung des prioritären Aktionsrahmens im spanischen Netz von Natura-2000-Meeresgebieten 

unterstützt und sichergestellt werden soll, dass Spanien, nach Abschluss, über ein wirksam 
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verwaltetes, konsolidiertes Netz von Natura-2000-Meeresgebieten mit aktiver Beteiligung der 

Interessenträger verfügt. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN 

Siehe Antworten der Kommission zu den Ziffern IV, V und VI.  

Die Kommission betont, dass der Schutz der Meeresumwelt einen umfassenden Ansatz erfordert, um 

allen Belastungen auf europäischer Ebene und darüber hinaus zu begegnen. Die Fischerei ist in 

diesem Zusammenhang eine der Hauptbelastungen für die Meeresumwelt. Siehe Ziffer 36. 

Die Kommission geht davon aus, dass „EU-Maßnahmen“ auch Initiativen der Mitgliedstaaten und 

deren Verantwortung für die Umsetzung der Umwelt- und Fischereivorschriften umfassen. 

84. Neben den bedeutenden Fortschritten, die im Nordostatlantik erzielt wurden, ist es auch wichtig, 

die jüngsten Anstrengungen und Erfolge im Mittelmeerraum anzuerkennen.  

Was EMFF-Aspekte anbelangt, so ist darauf hinzuweisen, dass es den Mitgliedstaaten obliegt, 

verfügbare EU-Mittel gezielt einzusetzen bzw. davon Gebrauch zu machen. 

In Bezug auf die Anzeichen für Fortschritte im Mittelmeerraum verweist die Kommission auf die 

ehrgeizige Strategie, die im Jahr 2017 angenommen und mit der MedFish4Ever-Erklärung eingeleitet 

wurde und zur Annahme zahlreicher Maßnahmen auf GFCM-Ebene sowie zur Verabschiedung des 

mehrjährigen Bewirtschaftungsplans für das westliche Mittelmeer führte. Diese Strategie hat noch zu 

keinen quantifizierten Ergebnissen in Form einer Verbesserung des Zustands der Bestände geführt, 

was aber der Tatsache geschuldet, dass diese Änderungen erst vor Kurzem angenommen wurden. 

85. Siehe Antworten der Kommission zu Ziffer VI.  

Die Kommission teilt die Auffassung, dass die Wirksamkeit der Meeresschutzgebiete und die 

Kohärenz der entsprechenden Netze verbessert werden müssen, und dies ist eines der Hauptziele der 

neuen Biodiversitätsstrategie. 

87. Die Kommission räumt ein, dass das Tempo der Fortschritte im Zusammenhang mit Artikel 11 der 

GFP-Verordnung hinter den Erwartungen zurückblieb. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die 

reformierte GFP eine viel stärkere Umweltdimension aufweist und darin erstmals ein solches 

Instrument (Artikel 11) vorgesehen ist, das es den Mitgliedstaaten ermöglicht, 

Bestandsbewirtschaftungsmaßnahmen in Natura-2000-Gebieten vorzuschlagen, um ihren 

Verpflichtungen gemäß der Vogelschutz- und der Habitat-Richtlinie nachzukommen. Die beiden 

gesetzgebenden Organe haben sich für eine Regionalisierung entschieden, die einen verstärkt regional 

ausgerichteten Ansatz ermöglichen würde, um so regionalen Besonderheiten Rechnung zu tragen. 

Unzureichende Fortschritte sind häufig auch auf Faktoren zurückzuführen, die nicht in den 

Anwendungsbereich der GFP fallen, wie z. B. Kapazitätsmangel in den Verwaltungen der 

Mitgliedstaaten sowie Herausforderungen bei den Abstimmungen zwischen den nationalen 

Verwaltungen. Auch wenn die Mitgliedstaaten argumentieren, dass die Anwendung von Artikel 11 

kompliziert sei, so sind sie doch rechtlich dazu verpflichtet und verfügen über die erforderlichen 

Instrumente. Sie sollten, wie wir an den erfolgreichen Beispielen für die Anwendung von Artikel 11 

in der Ostsee und der Nordsee sehen können, gestützt auf Artikel 11 in der Lage sein, im Rahmen der 

GFP die zur Erfüllung der Umweltverpflichtungen erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Die 

Kommission hat die sachdienlichen Leitlinien veröffentlicht, um den Mitgliedstaaten die Festlegung 

erforderlicher Maßnahmen in Natura-2000-Gebieten und für die Zwecke der Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie zu erleichtern. Die Kommission wird sich in Fällen nach Artikel 15 der 
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Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie unter Berücksichtigung ihres Initiativrechts bemühen, die 

Mitgliedstaaten bei der Verwirklichung der Ziele der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie innerhalb der 

Grenzen des EU-Rechts zu unterstützen. 

88. Siehe die Antworten der Kommission zu den Ziffern 48 und 49. 

Empfehlung 1 – Ermittlung der zum Schutz empfindlicher Arten und Lebensräume 

erforderlichen administrativen und rechtlichen Änderungen 

Die Kommission nimmt diese Empfehlung an. 

Erster Absatz – Die Kommission beginnt mit der Bewertung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 

und wird 2022 über das Funktionieren der GFP Bericht erstatten. Darüber hinaus wird die 

Kommission als Folgemaßnahme zur Biodiversitätsstrategie einen Aktionsplan für die Erhaltung der 

Fischereiressourcen und den Schutz von Meeresökosystemen vorlegen. Die Kommission wird dieser 

Empfehlung in diesem Zusammenhang Rechnung tragen.  

Den Mitgliedstaaten kommt bei der Verbesserung der Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften, 

einschließlich Artikel 11 der GFP-Verordnung und Artikel 15 der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, 

eine wichtige Rolle zu. Die Kommission möchte anmerken, dass eine verbesserte Um- und 

Durchsetzung wichtiger sein könnte als Änderungen der Rechtsvorschriften. 

Zweiter Absatz – Die Kommission möchte daran erinnern, dass alle im Meer lebenden Arten und ihre 

Lebensräume durch die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie geschützt werden und es den 

Mitgliedstaaten obliegt, vor Ort angemessene Erhaltungsmaßnahmen durchzuführen, um einen guten 

Umweltzustand zu gewährleisten. 

Die Kommission setzt sich aktiv dafür ein, dass die Mitgliedstaaten stärker vom regionalisierten 

Ansatz Gebrauch machen, um sich auf mehr gemeinsame Empfehlungen zu 

Bestandserhaltungsmaßnahmen zu einigen. 

89. Die Kommission ist der Ansicht, dass im Nordostatlantik erhebliche Fortschritte erzielt wurden 

und sich der Zustand der Fischbestände deutlich verbessert hat.  

Sie geht davon aus, dass sich die Bemerkung in diesem Absatz des Berichts auf die Bestände bezieht, 

bei denen es sich um Beifänge in anderen Fischereien handelt, die ein gesundes Niveau erreicht 

haben. In der GFP-Verordnung sowie in den Mehrjahresplänen für die westlichen Gewässer und die 

Nordsee ist festgelegt, dass sogenannte Choke-Situationen (Auswirkungen limitierender Arten) 

vermieden werden sollten, in denen gesunde Fischereien eingestellt würden, da sie Beifänge anderer 

Fische haben, bei denen der ICES eine niedrigere Fangmenge oder Nullfangmengen empfiehlt. Daher 

hat die Kommission in diesem Zusammenhang TAC vorgeschlagen, die über den Empfehlungen des 

wissenschaftlichen Gutachtens liegen. 

Bei einer Reihe von Beständen, die gemeinsam mit anderen Staaten bewirtschaftet werden, wird die 

Erreichung des MSY-Niveaus bis 2020 nicht möglich sein. Wenn Bestände mit Drittländern geteilt 

werden, ist die Erreichung des MSY-Niveaus mit besonderen Herausforderungen verbunden. Dies 

setzt nämlich voraus, dass die Drittländer das Ziel teilen und den Modalitäten zu seiner Erreichung 

zustimmen. 

90. Die Kommission ist der Auffassung, dass in diesem Meeresbecken in jüngster Zeit zahlreiche 

Erfolge erzielt wurden (z. B. der Mehrjahresplan für das westliche Mittelmeer und viele im Rahmen 

der GFCM angenommene Maßnahmen). 
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Siehe Antwort der Kommission zu Ziffer 84. 

91. Die Kommission stellt fest, dass es im Verantwortungsbereich der Mitgliedstaaten liegt, die 

Meeresschutzgebiete unter ihrer Hoheit oder Gerichtsbarkeit einzurichten und die erforderlichen 

Erhaltungsmaßnahmen festzulegen. Nach der Mittelmeerverordnung obliegt es im Wesentlichen den 

Mitgliedstaaten, Fangschutzzonen einzurichten. Die Mitgliedstaaten haben solche „Schutzzonen“ im 

Wege nationaler Rechtsvorschriften eingerichtet. Die Mittelmeerverordnung ist insofern einmalig, als 

sie das einzige GFP-Instrument ist, das Fangbeschränkungen in Küstengebieten (Verbot der 

Schleppnetzfischerei innerhalb von 3 sm vor den Küsten oder diesseits der 50-Meter-Isobathe) und 

über bestimmten Lebensräumen (z. B. Posidonia-Seegraswiesen) vorsieht.  

Der Vorschlag der Kommission in Bezug auf einen Mehrjahresplan für das westliche Mittelmeer 

(COM(2018) 115) stand voll und ganz im Einklang mit dem MSY-Ziel 2020, es war jedoch, worauf 

hinzuweisen ist, die Entscheidung der beiden gesetzgebenden Organe der EU (Europäisches 

Parlament und Rat), das Erreichen des MSY-Ziels auf den 1. Januar 2025 zu verschieben. 

94. Wie in der Antwort der Kommission zu Ziffer 75 festgestellt, ist daran zu erinnern, dass die 

Kommissionsdienststellen kürzlich eine Bewertung der Zugangs-/Abgangsregelung durchgeführt 

haben (SWD(2019) 311). In dieser Bewertung wurde der Schluss gezogen, dass die Regelung an sich 

ihren Zweck erfüllt, jedoch einige Mängel bei der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten bestehen. Die 

Zugangs-/Abgangsregelung und die in der GFP-Verordnung festgelegten Kapazitätsobergrenzen 

beziehen sich auf die Kapazität in den einzelnen Mitgliedstaaten und nicht auf Ebene der 

Meeresbecken. Darüber hinaus wird die Fangkapazität anhand der Bruttoraumzahl und 

Maschinenleistung eines Fischereifahrzeugs gemessen, ohne Berücksichtigung der verschiedenen 

Fangtechniken. Letztere sind in anderen Rechtsakten geregelt, darunter die Verordnung des Rates 

über Fangmöglichkeiten, GFCM-Empfehlungen oder die Verordnung über technische Maßnahmen 

von 2019. 

Empfehlung 2 – Die Schutzmaßnahmen im Mittelmeer verbessern 

Erster Absatz – Die Kommission nimmt diese Empfehlung an. Der bestehende Rechtsrahmen bietet 

die erforderlichen Instrumente sowohl auf EU-Ebene (Mittelmeerverordnung und Mehrjahresplan für 

das westliche Mittelmeer) als auch auf internationaler Ebene (Allgemeine Kommission für die 

Fischerei im Mittelmeer, GFCM). Die Einrichtung von Fischereisperrgebieten in EU-Gewässern fällt 

in erster Linie in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.  

Die Kommission und die Mitgliedstaaten prüfen derzeit Möglichkeiten, der GFCM neue 

Fischereisperrgebiete zur Annahme vorzulegen. Außerdem gehen sie der Frage nach, wie die 

Verwaltungsmodalitäten für Fischereisperrgebiete im Mittelmeerbecken gestrafft werden können. 

Zweiter Absatz – Die Kommission nimmt diese Empfehlung an. 

Die Kommission überwacht die Umsetzung des Mehrjahresplans sehr genau, insbesondere aus 

wissenschaftlicher Sicht, und wird nicht zögern, – unter anderem im Rahmen der Mitteilung über die 

Fangmöglichkeiten – Korrekturmaßnahmen im Einklang mit wissenschaftlichen Gutachten und 

gemäß den Bestimmungen des Mehrjahresplans und der GFP-Verordnung vorzuschlagen. 

Empfehlung 3 – Das Potenzial der EU-Finanzierung erhöhen 

Die Kommission nimmt diese Empfehlung an. 
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